
Am 18. September wählen Sie, die Ber­
linerinnen und Berliner, ein neues Lan­
desparlament für Berlin und die Be­
zirksverordnetenversammlungen (BVV) 
in den Bezirken. Nach fünf Jahren Gro­
ßer Koalition aus SPD und CDU steht 
einiges auf dem Spiel.
Die Wahlen finden in einem Umfeld 
statt, das von enormen Veränderungen 
der politischen Landschaft in Europa 
und Deutschland geprägt ist. Bestim­
mend in der politischen Debatte ist der 
Umgang mit Flüchtlingen, die seit dem 
letzten Jahr vermehrt nach Deutschland, 
auch nach Berlin gekommen sind. 
Doch lassen Sie mich einen Blick zurück 
werfen, ins Jahr 2013. Bereits damals 
war erlebbar, dass ein Großteil der Wäh­
lerinnen und Wähler die Umbrüche in 
der Welt wahrnahm. Doch in den Augen 
vieler war Angela Merkel eine Garantin, 
die Unbillen der aus den Fugen gera­
tenen Welt von Deutschland fernhalten 
zu können. Uns ging es gut und so sollte 
es bleiben. Doch ging es uns wirklich 
gut? Die Spaltung unserer Gesellschaft 
ist seit der verheerenden Agenda 2010 
mit den HartzIV-Gesetzen enorm voran­
geschritten. Der Ruf nach weniger 
Schulden und damit verbunden Aus­
gabenkürzungen in den öffentlichen 
Haushalten hat zugenommen. Auch in 
Berlin. Obwohl die Einnahmen Berlins in 
den letzten Jahren kontinuierlich stei­
gen, wird weiter Personal eingespart, 
öffentliche Dienstleistungen zurückge­

fahren. Die Ergebnisse sehen wir aller 
Orten in unserer Stadt, fehlendes Geld 
in Schulen, kein Personal in der Koordi­
nierung von (notwendigen) Baustellen, 
die Aufzählung ließe sich beliebig fort­
setzen.
Auch wenn es kurzfristig den Eindruck 
machte, wir können uns vor den globa­
len Problemen nicht abschotten. Vor al­
lem nicht, wenn wir sie mit Waffenex­
porten und einer Politik, die nicht den 
internationalen Ausgleich sucht, befeu­
ern. Wie oft hat der sogenannte Westen 
im syrischen Bürgerkrieg seine Position 
geändert? – Ich kriege es kaum zusam­
men. 
Fluchtursachen bekämpfen.
Nun wird Merkel, der noch 2013 über­
wältigend vertraut wurde, vorgeworfen, 
sie habe mit ihrer menschlich verständ­
lichen Geste, die unter erbärmlichen Be­
dingungen vor sich hin vegetierenden 
Flüchtenden vor dem Budapester Haupt­
bahnhof im Spätsommer 2015 nach 
Deutschland zu holen, eine Welle ausge­
löst. Alle eingeladen sozusagen. Nein, 
das hat sie nicht. Die Menschen fliehen 
vor Terror, Krieg und Hunger, ihre Einla­
dung war die Unentschlossenheit der 
Regierungen, frühzeitig Konflikte in der 
Welt nachhaltig zu lösen. Wer ernsthaft 
etwas tun will, muss Fluchtursachen be­
kämpfen, kleinteilig und andauernd. 
Und da ist Merkel und ihrer Großen Koa­
lition noch immer vorzuwerfen, dass sie 
trotz Lippenbekenntnissen nichts tut. 

Wie sie auch nichts tut gegen die zuneh­
mende soziale Spaltung unserer Gesell­
schaft, die wir auch in unserer Stadt, 
auch hier in Treptow-Köpenick spüren. 
Wenn Nachbarn Angst haben vor stei­
genden Mieten und einer zu kleinen 
künftigen Rente. Wenn sie nicht wissen, 
ob sie absehbar noch Arbeit haben, von 
der sie leben können. Wenn sie sehen, 
dass die öffentlichen Dienstleistungen, 
wie Termine im Bürgeramt, jetzt schon 
gegen Bares im Internet vertickt wer­
den.
Berlin und auch unser Bezirk sind ge­
wachsen in den letzten Jahren. Jahr für 
Jahr ziehen Menschen nach Berlin, auch 
nach Treptow-Köpenick. Weitaus mehr 
als der Zuzug durch die Geflüchteten 
prägt dieses Wachstum unser Leben. 
40.– 50.000 Menschen pro Jahr erfor­
dern Investitionen jetzt und einen wach­
senden, leistungsfähigen öffentlichen 
Dienst. Sie erfordern Transparenz und 
Beteiligung und nicht ein „Weiter so!“ im 
überkommenen Filz. Sie erfordern mehr 
Straßenbahnen und Busse und nicht we­
niger. Für all das haben wir, hat DIE LIN­
KE Vorschläge gemacht, die kurzfristig 
umsetzbar sind. Und wir wollen diesen 
Prozess mit Ihnen gemeinsam gestalten. 
Weil wir meinen, dass unser Berlin, un­
ser Treptow-Köpenick, lebenswert sind 
und bleiben müssen. Für alle, die hier 
leben. Auf diesen Weg, den einer sozia­
len, menschlichen Alternative, wollen 
wir Sie einladen. Prüfen Sie uns und un­
sere Vorschläge. Berlin, Treptow-Köpe­
nick, unsere Zukunft haben es verdient. 
Und: Geht am 18. September wählen 
Nachbarn.

   Carsten Schatz, MdA
Vorsitzender DIE LINKE 
Treptow-Köpenick 

Jetzt geht’s um Berlin, 
um unsere Zukunft. 
Mit der LINKEN in Richtung Gerechtigkeit
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 Jahr für Jahr ziehen Menschen nach Berlin, auch nach Treptow-Köpenick.

Piraten segeln 
nach links
Der Vorsitzende der Piratenfraktion im 
Abgeordnetenhaus, Martin Delius, hat 
gemeinsam mit anderen Ex-Piraten 
erklärt, DIE LINKE bei der Abgeordne­
tenhauswahl zu unterstützen. „Wir 
brauchen ein Gesellschaftsbild, das 
fundamental vom Status quo der Leis­
tungs- und Segregationsgesellschaft 
abweicht und über den nächsten Wahl­
termin hinausreicht“, heißt es darin. 
Nur die organisierte Linke – und damit 
auch die Partei DIE LINKE – würde ein 
solches entwickeln.
Unterzeichnet haben die Erklärung 
auch alle drei Mitglieder der Piraten­
fraktion in der Treptow-Köpenicker 
Bezirksverordnetenversammlung. Mo­
nika Belz und Volker Schröder wurden 
von der LINKEN für die nächste Wahl­
periode aufgestellt. Belz erklärte bei 
der Nominierung: „Ich habe gemerkt, 
dass meine Positionen bei der LINKEN 
am besten aufgehoben sind.“

Monika Belz Volker Schröder

Wichtige Termine:
Samstag 3.9.             um 10 Uhr
große Wahlauftaktveranstaltung
am Hermannplatz

Freitag 16.9.    um15 Uhr  
Wahlkampfabschlusskundgebung  
am Alexanderplatz

Und am Wahlsonntag 18.9. 
ab 17 Uhr Wahlparty  im „Rosi’s“, 
Revaler Straße 29 (Friedrichshain)

Gysi meint ...
finden Sie 
diesmal auf Seite 8

Großes Preis-

ausschreiben auf 

der letzten Seite
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Was ist aus Ihrer 
Sicht die derzeit 
größte politische 
Herausforderung 
der nächsten Zeit?
Die größte Her­
ausforderung ist 

die wachsende Kluft zwischen Armen 
und Reichen in unserem Land. Ursa­
chen sind die Schwächung des Staates 
und des öffentlichen Sektors durch Pri­
vatisierung und Ausgliederung, die End­
solidarisierung durch die Sozial- insbe­
sondere die Hartz-Gesetzgebung und 
eine Deregulierung des Arbeitsmarktes.
Was können Sie als Bezirksstadtrat 
dagegen tun?
Ich kann weder ein sozial gerechtes 
Steuerungssystem einführen noch die 
gegenwärtige Sozialgesetzgebung än­

dern. Aber im Rahmen der bezirklichen 
Möglichkeiten gilt es zu helfen. Stich­
punkt Altersarmut, die auch bei uns ra­
sant ansteigt. Hier sind auf Bezirks­
ebene Angebote zu entwickeln und 
auszubauen, die helfen und eine soziale 
Isolation verhindern. Deshalb hat sich 
DIE LINKE erfolgreich für die Erarbei­
tung eines umfassenden Demografie­
konzeptes für Treptow-Köpenick einge­
setzt. Wir streiten für preiswerte, aber 
auch barrierefreie und altersgerechte 
Wohnungen im Bezirk. Die Schaffung 
von Plätzen in Kindertagesstätten, Schu­
len und Horten darf nicht länger dem 
Bedarf hinterherhinken. Wir brauchen 
Angebotsplanungen für soziale Bera­
tungsangebote aller Art, für Jugend­
freizeiteinrichtungen, für Kultur- und 
Sporteinrichtungen, für Kiezklubs und 

Senioreneinrichtungen. Wir brauchen 
eine deutliche Verbesserung des öffent­
lichen Personennahverkehrs, Taktver­
dichtungen und eine Verbesserung der 
Umsteigebeziehungen. Wir setzen uns 
für eine Stärkung der ärztlichen Versor­
gung, die Verbesserung der Pflegeange­
bote – zuvorderst in den eignen vier 
Wänden – und für den Ausbau der Ange­
bote von Mobilitätshilfediensten ein. 
Von diesen Vorschlägen profitieren alle. 
Deshalb werde ich als Bürgermeister 
von Treptow-Köpenick die Sozialpolitik 
zur Chefsache machen.
Wir hatten auf die erste Frage die 
Antwort „Flüchtlinge“ erwartet?
Dieses Thema steht gegenwärtig natür­
lich im Mittelpunkt, ist aber genauer be­
trachtet „nur“ ein Ausdruck der wach­
senden Spaltung zwischen Arm und 
Reich auf globaler Ebene. 
Wie sehen Sie hier die Situation in 
unserem Bezirk?
Auch in Treptow-Köpenick sind die Flücht­
lingszahlen deutlich gestiegen. Parallel 

dazu stieg das Engagement in bisher 
ungekanntem Maße. Viele Nachbarn 
der Flüchtlingsunterkünfte haben die 
Ärmel hochgekrempelt und sofort ge­
holfen. Unser Bezirk steht für eine ge­
lebte Willkommenskultur. Andererseits 
hat der Senat die Bezirke im Regen ste­
hen lassen. Die von ihm fabrizierte Un­
terbringung in Notunterkünften ist un­
akzeptabel, die in Turnhallen muss bis 
zum Sommer beendet werden! Das ist 
die Voraussetzung für den zweiten un­
gleich schwereren Schritt, der vor uns 
steht: die Integration der Flüchtlinge. 
DIE LINKE setzt sich für eine Bleibeper­
spektive für Geflüchtete in unserem Be­
zirk ein.
Viele Menschen verbinden Zukunfts-
ängste mit dieser Entwicklung ...
... und das zu Unrecht. Flüchtlinge 
schaffen keine Armut. Die Kürzungen 
von Sozialleistungen sind nicht Schuld 
der Flüchtlinge. Sie sind Ergebnis einer 
falschen Politik, also änderbar. Mittel- 
und langfristig werden Flüchtlinge sogar 
helfen, Probleme des demografischen 
Wandels – z. B. den bevorstehenden 
Fachkräftemangel in Pflegeberufen – zu 
meistern. 
Was werden Sie als Bezirksbürger-
meister als erstes anpacken?
Notwendig ist die schnellstmögliche 
Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit 
der Verwaltung. Bezirke brauchen eine 
angemessene und an Fallzahlen orien­
tierte Personalzuweisung. Die Bezirke 
müssen die Möglichkeit bekommen, im 
Rahmen der Finanzzuweisungen politi­
sche Schwerpunkte setzen zu können. 
Und es braucht ein Investitionspro­
gramm für die Bezirke, mit dem sie dem 
Sanierungsstau entgegenwirken und 
den Herausforderungen der wachsen­
den Stadt gerecht werden können. Da­
für hat DIE LINKE in Berlin unter meiner 
Leitung ein Konzept erarbeitet, für des­
sen Umsetzung natürlich auch ein neu­
er Senat mit ins Boot muss.

   Gernot Klemm, 
Bürgermeister-Kandidat 
der LINKEN, 
Platz 1 der BVV-Liste

Soziales zur Chefsache machen
Bürgermeisterkandidat der Linken stellt seine Ziele vor

Das Köpenicker Rathaus. Hier will Gernot Klemm als neuer Bürgermeister der LINKEN einziehen.

In der Bezirksverordnetenversammlung 
bilden SPD, CDU und Grüne eine Zähl­
gemeinschaft. An dieser Mehrheit 
scheiterten wichtige Initiativen der 
Fraktion DIE LINKE in der zu Ende ge­
henden Wahlperiode. Die Fraktion woll­
te etwa eine bessere Stellung der Mit­
glieder der Seniorenvertretung in den 
BVV-Ausschüssen erreichen, die Anzahl 
von Parteiplakaten in Wahlkämpfen be­
grenzen, die Ausbreitung eines Auto­
hauses in Altglienicke zulasten von 
Wohnungsbauflächen verhindern, einen 

dringend erforderlichen Ergänzungsbau 
der Johannisthaler Hans-Grade-Schule 
forcieren und die Schließung der Bohns­
dorfer Bibliothek, die in der Kosten-Leis­
tungs-Rechnung Überschüsse erwirt­
schaftet hatte, abwenden.
Gleichzeitig kann DIE LINKE aber auch 
auf Erfolge zurückblicken. Die Fraktion 
hat sich eingesetzt für:

        �barrierefreie öffentliche Gebäude, 
es ist beschlossen, dass das Bezirk­
samt künftig einen Plan vorlegen 
muss, wann welches Gebäude ent­

sprechend hergerichtet wird, denn 
Inklusion scheitert leider noch viel zu 
oft schon an der Eingangstür,

        �die Ausstattung aller drei Gemein-
schaftsschulen in Treptow-Köpenick 
mit Abiturstufen,

        �einen Bürgerentscheid, der sich ge-
gen eine Parkraumbewirtschaftung 
in der Köpenicker Altstadt gerichtet 
hat, die für den Bezirk ein Minusge­
schäft gewesen wäre und die auch 
von den Gewerbetreibenden und 
zwei Drittel der Anwohnerinnen und 
Anwohner, die angeblich entlastet 
worden wären, abgelehnt wurde,

        ��Milieuschutzsatzungen in Alt-Trep-
tow und Schöneweide, die Luxus­
sanierungen und die Zweckentfrem­

dung von Wohnungen unterbinden, 
für Alt-Treptow ist dies beschlossen, 
es war ein langer Weg, in Schönewei­
de wird es hoffentlich schneller gehen,

        ��bezahlbare Wohnungen in Bebau-
ungsplanverfahren von privaten 
Bauträgern, 

        ��den Schutz von Mieterinnen und 
Mietern im Märchenviertel,

        �den Erhalt und die Verlängerung des 
Nutzungsvertrags des Skate- und 
BMX-Projekts Mellowpark,

        �ein wettbewerbsfähiges Nachwuchs-
leistungszentrum des 1. FC Union 
das hoffentlich in guter Nachbar­
schaft zum Mellowpark in der Wuhl­
heide errichtet werden kann.  

   pw

Für Sie durchgesetzt
Bilanz von fünf Jahren BVV-Arbeit

Gernot Klemm ist in der gegenwärtigen Amtsperiode Stellvertretender Be-
zirksbürgermeister und Bezirksstadtrat für Arbeit, Soziales und Gesundheit. 
Jetzt wurde er von der Partei DIE LINKE als Bürgermeisterkandidat aufgestellt. 
Wir fragten ihn zu seinen Vorstellungen.
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Berlin wächst, auch 
der Bezirk Trep­
tow-Köpenick als 
gefragter Zuzugs­
bezirk. Treptow 
wächst insbeson­
dere auch in der 

Altersgruppe „der Kleinsten“ von 0–6. 
Die bedarfsgerechte Versorgung mit Be­
treuungsplätzen für Kinder im Bezirk ist 
eine zentrale jugendpolitische Priorität 
für Treptow – Köpenick und eine große 
Herausforderung, wenn jährlich ca. 
1500 Wohnungen im Bezirk hinzukom­

men. Der aktuelle Bedarfsatlas zeigt 
deutlich, dass die meisten Bezirksregio­
nen entweder eine aktuelle Kita-Un­
terausstattung bei steigenden Kinder­
zahlen haben oder nur noch geringe 
Platzreserven. Neben der „wachsenden 
Stadt“ entsteht Druck auf Kitas dadurch, 
dass Rückstellungen von der Schule für 
Eltern vereinfacht wurden und nunmehr 
mehr Kinder länger in der Kita verblei­
ben. Eine verständliche Reaktion der 
Eltern und ein Zeichen, dass das Ein­
schulungsalter in Berlin für eine größere 
Zahl von Kindern zu jung war. Der Effekt 

wird sich mit der Änderung des Einschu­
lungsalters noch verstärken. Zudem kom­
men Kinder aus geflüchteten Familien in 
größerer Zahl als vormals hinzu. Diese 
grundsätzlich positiven Entwicklungen 
führen dazu, dass der Kitaausbau weiter 
betrieben werden muss, wenn der Bezirk 
seiner Gewährleistungsverantwortung 
nachkommen will. Eine kluge bedarfs­
gerechte Planung, wie sie das  Jugend­
amt Treptow-Köpenick mit Blick auf 
eine hohe Versorgungsquote, Schwer­
punktgebiete, die besonders viel Zuzug 
haben, wie Baumschulenweg und Fried­

richshagen oder besondere Herausfor­
derungen wie die Köllnische Vorstadt, 
aufsetzt, ist die Basis. 
Das Problem ist, dass die Bezirke in der 
Regel nicht über ausreichend Investitions­
mittel verfügen, Kitas selbst zu bauen. 
Dort, wo neuer Wohnungsbau über Be­
bauungspläne entsteht, sind die Inves­
toren über städtebauliche Verträge zur 
Schaffung von Betreuungsplätzen zu 
verpflichten, Flächen für soziale Infra­
struktur müssen in den Planungen be­
rücksichtigt werden. Viele Bebauungen 
im Bezirk entstehen jedoch als Verdich­
tungsmaßnahmen außerhalb solcher 
Planverfahren. Das bedeutet, dass die 
Versorgung durch Bestandseinrichtungen 
zu sichern ist, die – wenn möglich erwei­
tert werden müssen – und dass der Be­
zirk geeignete Flächen für Kitas suchen 
und sichern muss und dann Kita-Trägern 
für Neubauvorhaben überlässt.
Das Kita-Ausbauprogramm des Landes 
Berlin ist jedoch bislang nicht aus­
kömmlich, die Sondermittel für die 
wachsende Stadt auch nicht. Die Kos­
ten, die für den Bau eines Kitaplatzes 
angesetzt werden, sind unrealistisch 
gering. Die nun von SPD und CDU 
beschlossene weitere Beitragsfreiheit 
führt zu der Frage: was nützt eine kos­
tenfreie Kita ohne Räume und im Übri­
gen auch ohne Personal?
Priorität muss aktuell der Platzausbau 
haben, um allen Kindern, egal welcher 
sozialen und sonstigen Herkunft, den 
Zugang zu Kita als wichtigem Baustein 
frühkindlicher Bildung zu ermöglichen. 

   Sandra Obermeyer
Kandidatin Platz 2 
auf der BVV-Liste der LINKEN

Bildung für alle von Anfang an
Kitaausbau in Treptow-Köpenick benötigt mehr Geld

Kindertagesstätte des Humanistischen Verband Deutschlands in Johannisthal

Bei den Wahlen am 18. September hat 
jeder 3 Stimmen. Mit einer Stimme 
wählen Sie die Direktkandidaten des je­
weiligen Wahlkreises für das Abgeord­
netenhaus. Damit können Sie Ihren 
Kandidaten, ihre Kandidatin direkt ins 
Landesparlament wählen. Die Zweit­
stimme ist für die Landesliste zum Ab­
geordnetenhaus. Diese Stimme ent­
scheidet über die Stärke der Partei im 
Abgeordnetenhaus. 
Mit der dritten Stimme, der BVV-Stim­
me, entscheiden Sie über die Zusam­
mensetzung der Bezirksverordnetenver­
sammlung.

In diesem Wahl-blättchen stellen sich 
Ihnen auf den Seiten 2 und 3 die Spit­
zenkandidaten für die BVV vor. Auf den 
weiteren Seiten finden Sie die Positio­
nen der Direktkandidaten der Wahlkrei­
se für das Abgeordnetenhaus.

Unsere Spitzenkandidaten für die BVV 
sind:
Gernot Klemm, geb. 1965, ist stellvertre­
tender Bürgermeister und Bezirksstadt­
rat in Treptow Köpenick und Leiter der 
Abteilung   Arbeit, Soziales und Gesund­
heit. Ausgebildet als Facharbeiter für 
Eisenbahntechnik, war er 1990 bis 1991 
bei der Polizei tätig, dann studierte er 
Politikwissenschaft. Von 1995 bis 2006 
und von 2009 bis 2011 war er Mitglied 
des Abgeordnetenhauses von Berlin.
Dr. Sandra Obermeyer, geb. 1971,  stu­
dierte Rechtswissenschaft an der Uni­
versität Bielefeld. Nach der Promotion 
war sie ab 2006 für die Linksfraktion im 
Bundestag wissenschaftlich tätig. Ab 
2009 war sie Referentin in der Senats­
verwaltung des Landes Berlin. 2013 
wurde sie als Nachfolgerin von Christina 
Emmrich Stadträtin für Jugend und Ge­
sundheit in Berlin-Lichtenberg. 

Die Direktkandidatinnen und Kandida
ten für das Abgeordnetenhaus sind:
Katalin Gennburg, geb. 1984,  studier­
te an der Technischen Universität Ber­
lin und hat einen Abschluss in Philoso­
phie und Historischer Urbanistik. Mit 
ihrer Tochter lebt sie seit drei Jahren in 
Alt-Treptow. Sie arbeitet seit sechs 
Jahren im Bereich Stadtentwicklung 
und Wohnungspolitik und möchte die­
se Themen auch im Abgeordnetenhaus 
bearbeiten. 
Philipp Wohlfeil, geb. 1979, lebt in Nie­
derschöneweide. Derzeit arbeitet er für 
einen Abgeordneten und ist seit 2001 
Mitglied der Bezirksverordnetenver­
sammlung und dort derzeit Fraktions­
vorsitzender der LINKEN. 
Heike Kappel, geb 1963, arbeitete an­
fangs als Kindergärtnerin, später dann 
als Erzieherin an verschiedenen Grund­
schulen. Sie ist stellvertretende Vorsit­
zende des Bezirkssportbundes und 
sportpolitische Sprecherin der BVV-
Fraktion DIE Linke.
André Schubert, geb. 1970. Der Aus­
bildung zum Gas-Wasser-Installateur 

folgten Fachabitur und Studium. Seit 
2005 arbeitet er als Wahlkreismitarbei­
ter von Gregor Gysi. In der BVV ist er 
Vorsitzender des Ausschusses für Bür­
gerdienste und Ordnungsangelegenhei­
ten. Schubert ist Mitglied beim 1. FC 
Union, bei dessen Heimspielen er regel­
mäßig mit Frau und beiden Töchtern auf 
der Gegengerade anzutreffen ist.
Stefanie Fuchs, geb. 1975, ist aus­
gebildete Reiseverkehrskauffrau. Seit 
2006 lebt sie mit ihrer Familie im Allen­
de Viertel 2 und war dort ehrenamtlich 
im Verein Sylvester e. V., einem freien 
Träger der Kinder- und Jugendarbeit, 
tätig. 2014 hat sie mit anderen Anwoh­
nern die Initiative „Allende 2 hilft“ ge­
gründet.  
Carsten Schatz, geb. 1970. Nach dem 
Studium war er für die Bundestagsgrup­
pe der PDS tätig, dann Wahlkreismitar­
beiter von Petra Pau. Er war Geschäfts­
führer der Berliner PDS, später der 
LINKEN Berlin. 2013 ist er ins Abgeord­
netenhaus nachgerückt. Seit 2012 ist er 
ehrenamtlicher Bezirksvorsitzender der 
LINKEN Treptow-Köpenick.

Unser Kandidaten-Team …
… hofft auf Ihre Stimmen am 18. September
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In Berlin steigen 
die Mieten – längst 
nicht mehr nur in­
nerhalb des S-Bahn-
Rings. Wohnungs- 
und Mietenpolitik 
sind heute in aller 

Munde. Und die Bilanz des SPD-geführ­
ten Senats lässt die Menschen mit lee­
ren Händen dastehen. Während in unse­
rer Stadt Senioren Angst haben, dass 
sie aus ihrem angestammten Kiez ver­
drängt werden, weil sie sich die Miete 
nicht mehr leisten können, finden junge 

Familien oft keine bezahlbaren Wohnun­
gen oder ihnen droht durch Mieterhö­
hungen die Verdrängung aus ihrem Vier­
tel. Die Schulfreunde können dann 
schnell hinterm Horizont wohnen. Ein 
Problem ist die Struktur des sozialen 
Wohnungsbaus: der Bau der Wohnun­
gen wird zwar mit staatlichem Geld ge­
fördert, die Miete ist aber nur für einen 
begrenzten Zeitraum sozial gestaltet – 
danach kann der Vermieter abkassie­
ren. Es ist deshalb ein Witz, wenn SPD-
Senator Geisel sich dafür rühmt, dass 
ca. 2.000 Sozialwohnungen gebaut wer­

den, denn die Zahl der Sozialwohnun­
gen, deren Mietpreisbindung jährlich 
ausläuft, ist viel größer. Das muss sich 
ändern. Auch in Treptow-Köpenick hört 
man immer häufiger, dass die Miete 
nicht mehr bezahlbar ist. Na klar, Trep­
tow-Köpenick ist ein schöner Bezirk, 
aber das ist kein Grund, warum er nur 
noch für Reiche bezahlbar sein sollte! 
Die SPD hat das Ressort für Stadtent­
wicklung und Bauen seit dem Jahr 1999 
inne: sie hat hier einfach versagt.
Zudem drängt die Zeit, dass sich die 
Stadtplanung loslöst von dem Gedan­

ken, dass Geld und Beton allein die Le­
bensqualität einer Stadt ausmachen. 
Die Stadt wird voll gebaut, Kleingärten 
und Grünflächen schwinden mehr und 
mehr. Sie werden den Interessen der 
Bauindustrie geopfert. Stadtweit erklä­
ren Lobbyisten der Baubranche, dass 
durch Wohnungsneubau sich die Dinge 
schon regeln ließen. Allerdings gilt: Das 
Problem sind die zu hohen Mieten ber­
linweit, mit denen sich die Hausbesitzer 
bereichern. Die Mieten bei Neubauten 
sind häufig noch höher. Deshalb ist es 
eine politische Bankrotterklärung, den 
Abriss von preiswerten Wohnungen zu 
genehmigen und nicht ernsthaft gegen 
Ferienwohnungen anzugehen: In Berlin 
werden etwa 24.000 Ferienwohnungen 
vermutet. Und warum geht der Senat 
nicht gegen spekulativen Leerstand 
vor?! Die juristischen Instrumente hätte 
er, aber der politische Wille fehlt! Die 
Monopolisierung der Wohnungswirt­
schaft durch Konzerne führt dazu, dass 
Wohnungspolitik kaum noch als Sozial­
politik verstanden wird. Es geht um Pro­
fit für Aktionäre, nicht um das soziale 
Gefüge in unserer Stadt.
Deshalb ist es so wichtig, den öffentli­
chen Wohnungsbau wieder zu stärken 
und den politischen Einfluss auf Mieten, 
Mieterrechte und die soziale Versor­
gung der Kieze zurück zu erlangen. Mie­
tenwahnsinn stoppen. Stadtgrün schüt­
zen! Eine lebenswerte Stadt braucht 
grüne Stadträume und bezahlbare Mie­
ten.“

   Katalin Gennburg
Kandidatin im WK1: 
Alt-Treptow, Plänterwald, 
Baumschulenweg

Flughäfen gehören 
grundsätzlich nicht 
in die Stadt. Des­
halb war die Ent­
scheidung, anstel­
le der drei Berliner 
Flughäfen einen 

neuen zu bauen, richtig. Die Entschei­
dung für den Standort Schönefeld hin­
gegen war falsch. Denn dieser Standort 
bedeutet für Zehntausende von Anrai­
nern ein Leben mit Fluglärm und ande­
ren flugbedingten Emissionen und ist 
deshalb ungeeignet. Aber nachdem nun 

Milliarden Euro im Märkischen Sand 
verbaut sind, wird dieser Standort we­
der von der Politik noch von der Mehr­
heit der Bürgerinnen und Bürger in Fra­
ge gestellt. Auch die vielen Skandale, 
Pleiten und Pannen rund um dieses 
Großprojekt änderten daran nichts.
Die Gesundheit und körperliche Unver­
sehrtheit der Menschen steht über der 
Wirtschaftlichkeit eines Flughafens. Ab­
gesehen davon, dass bis heute keine 
belastbare Wirtschaftlichkeitsberechnung 
vorliegt, sollen auch nur ein Prozent der 
Flüge in den sogenannten Randzeiten 
abgewickelt werden. Ein Prozent der 
Flüge können die Wirtschaftlichkeit des 
Gesamtprojektes aber nicht gefährden. 
Damit wäre dieses Argument gegen ein 
erweitertes Nachtflugverbot vom Tisch. 
Mir sind die berechtigten Interessen der 
Anwohnerinnen und Anwohner nach 
Ruhe nicht egal. Fluglärm macht 
krank und deshalb geht es mir um den 
größtmöglichen Schutz der Bevölkerung 
vor Lärm und anderen flugbedingten 
Emissionen. Dazu müssen die erforder­
lichen Schallschutzmaßnahmen für alle 
schutzbedürftigen Häuser genehmigt 

und bis zum Beginn des Flugbetriebs 
auch eingebaut sein. 
Nachdem das Bundesverwaltungsge­
richt ein unzureichendes Nachtflugver­
bot von 24 bis 5 Uhr beschlossen hat, 
kann ein konsequentes Nachtflugverbot 
also nur noch politisch durchgesetzt 
werden. Die Rot-Rote Landesregierung 
in Brandenburg hat sich bereits dafür 
ausgesprochen. Der Bund und das Land 
Berlin stellen sich bisher gegen eine sol­
che Regelung. In Berlin sind es SPD und 
CDU, die sich klar gegen ein erweitertes 
Nachtflugverbot aussprechen. Nur DIE 
LINKE fordert in ihrem Wahlprogramm 
eine Ausweitung des Nachtflugverbots 
von 22 bis 6 Uhr und wird diese Frage 
wieder auf die Tagesordnung im Lan­
desparlament setzen. Und insofern gilt: 
Je stärker DIE LINKE im nächsten Ber­
liner Abgeordnetenhaus vertreten ist, 
desdo stärker können wir uns für das 
Nachtflugverbot einsetzen.

   André Schubert
Kandidat im WK 4: Dammvorstadt, 
Kölln.Vorstadt/Spindlersfeld,  
Bohnsdorf, Grünau, 
Schmöckwitz

Mietenwahnsinn stoppen
Stadtgrün schützen! Für eine lebenswerte Stadt

Nachtruhe ausweiten 
Flugverbot von 22 bis 6 Uhr gefordert

Eine lebenswerte Stadt braucht grüne Stadträume und bezahlbare Mieten.

Nur DIE LINKE fordert im Wahlprogramm Ausweitung des Nachtflugverbots
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Kennen sie schon 
das „aktive Zent­
rum Adlershof“ 
oder das Förder­
programm „Sozia­
le Stadt“ für den 
Ortsteil Altglieni­

cke? Beides sind Konzepte mit umfang­
reichen Maßnahmen zur Stadtentwick­
lung, die seit Anfang 2016 in die Wege 
geleitet werden. 
Das Gebiet um die Dörpfeldstraße in 
Adlershof soll durch verschiedene Mo­
dernisierungen zu einem attraktiven 
und wirtschaftlichen Zentrum belebt 
werden. Die Geschäftsstraße wird zum 

Schlendern einladen und neue Kultur­
zentren, Cafés und Restaurants ein be­
wohnerfreundliches Klima unterstüt­
zen. Mit einem Brückenschlag zum 
„jungen“ WISTA-Gelände werden neue 
gemeinschaftliche Perspektiven eröff­
net und so voneinander profitiert. 
Auch in Altglienicke wird durch die Or­
ganisation eines fortschrittlichen Stand­
ortmanagements im Kosmosviertel ein 
wichtiger Schritt zu einer gestärkten 
sozial- stabilisierenden Entwicklung ge­
tan. Den Bewohnern werden Hand­
lungsmöglichkeiten angeboten, mit de­
nen sie ihren Standort verschönern und 
eine gestärkte Nachbarschaft herstel­

len. Dabei geht es um soziale Arbeit, 
den Ausbau von Bildungs- und Kultur­
standorten und um wirtschafts- und be­
wohnerfreundliche Stadtplanung. 
Seit vielen Jahren bin ich Bezirksverord­
nete in Treptow-Köpenick und habe 
durch meine Arbeit in den Bereichen 
„Kultur“ und „Sport“ guten Kontakt zu 
verschiedenen Institutionen, Verbänden 
und Bürgervereinen unserer Ortsteile. 
Ich kenne die Wünsche und Probleme 
vieler Anwohner und weiß, dass diese 
politisch nicht immer berücksichtigt 
werden. Ich möchte mich dafür einsetz­
ten, solche Projekte tatkräftig zu unter­
stützen, sie bürgernah zu begleiten und 

umzusetzen. Dies gelingt nur durch ak­
tive Mitspracherechte und regelmäßige 
Diskussionsrunden vor Ort. Zudem darf 
eine Aufwertung der Wohngegenden 
nicht zu einer Verdrängung der derzeiti­
gen Bewohner führen. Ein Anstieg der 
Mietpreise muss unbedingt verhindert 
werden.
Eine Erweiterung der bisher hauptsäch­
lich standortbezogenen Konzepte und 
eine Umsetzung neuer Ideen für andere 
Gebiete, ist nur durch einen Stopp von 
projektgesteuerten Zuwendungen durch 
den Senat erreichbar. Eine direkte Ver­
waltung von Geldern über die zuständi­
gen Bezirksämter ist dringend notwen­
dig. Die Entwicklung von Altglienicke 
und Adlershof muss sich an ihren Be­
wohnern orientieren. Es geht mir hier­
bei um mehr Erholungsmöglichkeiten, 
bezahlbare Kultur- und Sportangebote, 
eigene Jugendzentren in unseren Orts­
teilen und Bildungsangebote für alle. 
Eine gute Infrastruktur zu barrierefreien 
öffentlichen Gebäuden ist essentiell 
und eine langfristige Integration von 
Flüchtlingen muss gelingen, um rechtes 
Gedankengut einzudämmen. 
Ehrenamtliche Tätigkeit sollte zudem 
besser honoriert und durch Festange­
stellte im Bezirk unterstützt werden. Ich 
nutze deshalb hier die Gelegenheit, um 
mich bei allen Ehrenamtlichen unseres 
Bezirks zu bedanken.

   Heike Kappel 
Kandidatin im WK 3: 
Adlershof, Altglienicke

Konzepte bürgernah begleiten
Dank an alle Ehrenamtlichen im Bezirk

Altglienicke und Dörpfeldstraße sollen belebt werden.

Berlin wächst. Nicht 
in die Breite, son­
dern in die Höhe. 
Neue Wohnungen 
entstehen, circa 
40.000 bis 50.000 
Menschen wandern 

jedes Jahr nach Berlin zu. Auch Treptow-
Köpenick profitiert von dieser Zuwande­
rung. Als größter und grünster Berliner 
Bezirk, mit den meisten Wasserflächen 
ist unser Bezirk prädestiniert für Famili­
en und Seniorinnen und Senioren. Zu 
deren Lebensqualität trägt eine soziale 
und kulturelle Infrastruktur bei, für die 
wir als LINKE viele Jahre gestritten ha­
ben. Doch der Bezirk ist am Limit ange­
kommen. Der vom Senat verordnete 
Personalabbau hat unseren Bezirk hart 
getroffen. Soziale und kulturelle Einrich­
tungen sind weiter von Abbau und Stag­
nation bedroht. 
Und die Auswirkungen bekommen wir 
alle zu spüren. Da beginnen die Deut­
sche Bahn, die BVG und die Wasserbe­

triebe in Friedrichshagen Bauarbeiten, 
die jetzt schon bis 2018 geplant wer­
den, doch Informationen kommen zu 
spät oder gar nicht. Die Bahn beginnt 
ihre Bauarbeiten und stellt kurz nach 
Beginn fest, der Untergrund trägt eine 
Behelfsbrücke nicht. Nun wurde zwar 
kurzfristig die Durchfahrt durch die 
Bahnbrücke wieder geöffnet. Doch wer 
weiß, wie lange? Die endlose Bauge­
schichte des Bahnhofs Schöneweide 
macht es vor. Anwohnende und Gewer­
betreibende bleiben auf der Strecke, 
weil unterbesetzte Behörden sich ge­
genseitig den „Schwarzen Peter“ zu­
schieben. 
Deshalb meine ich, die Große Koalition 
aus SPD und CDU in Berlin hat unsere 
Stadt an die Wand gefahren. Endlose 
Wartezeiten auf Termine beim Bür­
geramt, Baustellenchaos nicht nur rings­
um die Bölschestraße, Ignoranz gegen­
über Bürgeranliegen, LaGeSo-Chaos, 
BER – um nur einige Stichworte zu nen­
nen. Eine bezahlbare Wohnung zu fin­

den, gleicht einem Lottogewinn. Dabei 
hat unsere Stadt so viel Potential, näm­
lich engagierte und kreative Menschen, 
und es werden Jahr für Jahr mehr. Da will 
ich, da müssen wir – gemeinsam – ran. 
Wir wollen, dass vom Wachstum Berlins 
alle profitieren, die hier leben. Das 
braucht eine funktionierende öffentliche 
Verwaltung, insbesondere Bürgerämter, 
bezahlbare Wohnungen, um die soziale 
Mischung unserer Kieze zu erhalten, eine 
funktionierende Verkehrsinfrastruktur 
und den Ausbau der sozialen und kultu­
rellen Infrastruktur, wie Schulen, Biblio­
theken, Sport- und Erholungsmöglich­

keiten. Wir wollen Gemeinschaft und 
soziales Engagement ins Zentrum stel­
len. Engagement, das an vielen Stellen 
unseres Bezirks bereits geleistet wird, ob 
in Kiezklubs, in Flüchtlingsheimen, in Ver­
einen und Initiativen. Engagement, das 
wir auch mehr in die Politikentwicklung 
und Umsetzung einbinden wollen.
Die Themen liegen auf der Straße und 
mit Ihrer Unterstützung trage ich sie 
weiter ins Parlament.

   Carsten Schatz, MdA	
Kandidat im Wahlkreis 6 
(Köpenick-Nord, Friedrichshagen, 
Rahnsdorf, Hessenwinkel)

Ich will, dass die Stadt wieder  
funktioniert – für alle!
Vom Wachstum Berlins sollen alle profitieren

Verzögerung an der Bölschestraße wird sicher zu längerer Bauzeit führen
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Seit 15 Jahren 
wohne ich im Kö­
penicker Allende-
Viertel. Im Okto­
ber 2014 erfuhr 
ich, dass wir ein 
sogenanntes Con­

tainerdorf für Flüchtlinge im Allende-
Viertel 2 bekommen. Im Allende 1 gab 
es bereits eine solche Unterkunft, und 
dort schwappte eine sehr braune Welle 
hoch. Die machte mir Angst und ich war 
wie viele andere verunsichert. Ich wollte 
wissen, mit wem meine Kinder spielen, 

wer die neuen Nachbarn sein werden. 
Informationen bekamen wir Anwohner 
leider nicht und viel Unmut machte sich 
Luft. Mit vier Nachbarn entschlossen 
wir uns, mehr zu erfahren und nahmen 
Kontakt zum Bezirksamt und zum Senat 
auf. Die mühsam erkämpften Informati­
onen gaben wir weiter. Inzwischen gab 
es Demos im Viertel und samstägliche 
Beschallung durch die NPD. Als neu ge­
gründete Anwohnerinitiative „Allende 2 
hilft“ wehrten wir uns erfolgreich dage­
gen und koordinieren inzwischen als 
Verein die ganze Ehrenamtsarbeit rund 
um unser Heim. Unser Kiez ist zusam­
mengewachsen. Doch wir stoßen immer 
wieder an Grenzen, weil wir die verfehl­
te Flüchtlingspolitik der Senatsverwal­
tung ausbaden müssen. Es gibt auch 
noch andere Probleme. Bei Gesprächen 
mit älteren Bürgern zeigen sich Zu­
kunftsängste: Wird die Rente ausrei­
chen, kann ich die Wohnung halten, 
bleiben unsere Senioreneinrichtungen? 
Sorgen, weil man erlebt, dass der Staat 
die durch Flüchtlinge deutlich geworde­
nen Probleme nur schwer in den Griff 
bekommt.
Aber Berlin will wachsen. Überall Woh­
nungsbau, wächst aber auch das soziale 
und kulturelle Wohnumfeld mit? Be­
zirksfinanzen werden gekürzt, für Kiez­
kultur ist kaum Geld da. Und was ist mit 

den Schulen und Kitaplätzen? Werden 
wir noch dazu kommen, auch die Brü­
cken im Ehrenamt zu sanieren? SPD und 
CDU im Senat reden viel von der wach­
senden Stadt. Aber angepackt wird we­
nig und wenn, dann auch noch schlecht. 
Auf einer kürzlichen Versammlung in 
Müggelheim habe viel Verbitterung bei 
denen erlebt, die seit Jahren gegen die­
sen Standort ankämpfen. Eine Unter­
stützung für die vom Fluglärm Betroffe­
nen gibt es in der Stadt kaum noch. 
Auch große Wohnungsbauvorhaben ste­
hen an der Wendenschloßstraße an, 
dazu eine Vielzahl von so genannten 
Lückenschließungen. Das wird zu weite­
ren Verkehrsbelastungen führen. Die 
vorgestellten Lösungen überzeugen 
mich nicht. Das werde ich im Auge be­
halten, zumal der Senat die konkreten 
Planungen an sich gezogen hat. 
Ich bin mit dem Satz groß geworden: Du 
hast kein Recht, über Missstände zu 
schimpfen, wenn Du nicht bereit und in 
der Lage bist, diese Missstände aktiv 
ändern zu wollen. Deshalb will ich mich 
einmischen und mit dafür sorgen, dass 
im Berliner Abgeordnetenhaus den 
Menschen in den Bezirken mehr Beach­
tung geschenkt wird.

   Stefanie Fuchs
Kandidatin im WK 5: Altstadt, Allende-
Viertel, Wendenschloss, Müggelheim

Missstände aktiv ändern
Ein bunter, lebenswerter Kiez ist mir wichtig!

Das Allendeviertel 2 aus der Luft gesehen. 

Ein Freund von mir 
ist nach der Arbeit 
zum Bürgeramt ge­
gangen, weil er sei­
nen Zweitwohnsitz 
anmelden wollte, 
um dafür ordnungs­

gemäß Steuern zu entrichten. Dieser 
Vorgang war ohne Anmeldung möglich, 
hat insgesamt nicht mehr als eine halbe 
Stunde in Anspruch genommen und hat 
sich natürlich nicht hier sondern in 
Dresden zugetragen. In Berlin erhält 
man erst nach Wochen einen Termin am 

anderen Ende der Stadt und zu einer Ta­
geszeit, dass man dafür Urlaub nehmen 
muss. Bezirksbürgermeister Oliver Igel 
(SPD) hat darüber nachgedacht, Sicher­
heitspersonal einzusetzen, um den es­
kalierenden Unmut der Wartegemein­
schaft im Zaum zu halten. 
Ich finde: Die Bürgerinnen und Bürger 
zahlen Steuern und dürfen im Gegenzug 
ein Minimum an öffentlicher Dienst­
leistung erwarten. 
Wenn es eines Beispiels für das Schei­
tern der Personal- und Finanzpolitik 
des Senats bedarf, dann ist es der de­

saströse Zustand in den Bürgerämtern 
dieser Stadt. 
Im Koalitionsvertrag haben SPD und 
CDU vereinbart, dass die Zahl der Be­
schäftigten in den Bezirksämtern auf 
stadtweit 20.000 begrenzt werden soll. 
Die Ost-Berliner Bezirke Marzahn-Hel­
lersdorf, Lichtenberg und Treptow-Kö­
penick hatten dabei offenbar eine 
schwache Lobby – sie sollen die meis­
ten Stellen streichen. Seit dem Regie­
rungswechsel 2011 sind im Bezirksamt 
Treptow-Köpenick fast 100 Stellen weg­
gefallen.

Wenn die Koalition inzwischen wieder 
von Personalaufwüchsen in den Bezir­
ken spricht, ist das vorsichtig formuliert 
beschönigend. Tatsächlich wurde der 
ursprünglich vorgesehene Kahlschlag 
lediglich um 53 Stellen abgeflacht, wäh­
rend die Bevölkerungszahl jedoch weiter 
steigt. Geht es nach den Plänen von SPD 
und CDU, werden im Bezirk bis 2020 
weitere 156 Stellen abgebaut. Die 
schädlichen Folgen bleiben und nehmen 
zu. Der öffentliche Dienst als sozialver­
antwortlicher Arbeitgeber streift Verant­
wortung ab. Die Arbeitsbelastung für die 
verbleibenden Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, Bearbeitungs- und Warte­
zeiten schwellen an. So bleiben Bürger­
service, Bürgernähe und Bürgerfreund­
lichkeit auf der Strecke. Das kostet 
Steuergeld und entwickelt sich zum Ne­
gativfaktor für den Standort Berlin.
Im Zentrum bezirklicher Verantwortung 
soll die Qualität der Arbeit für die Ein­
wohnerinnen und Einwohner stehen. 
Eine angemessene Personalausstattung 
und die Wertschätzung der Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter sind dafür die 
Voraussetzungen. DIE LINKE will, dass 
alle Personalabbauvorgaben des Senats 
an die Bezirke aufgehoben werden. 
Stattdessen muss endlich eine dynami­
sche Anpassung des Personals an die 
wachsenden Aufgaben erfolgen.

   Philipp Wohlfeil
Kandidat im WK2: Oberschöneweide, 
Niederschöneweide, Johannisthal

Bürgerämter statt Warteämter
Berlin braucht einen starken öffentlichen Dienst

Schlangestehen am Bürgeramt Schöneweide
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KONTAKT
Geschäftsstelle Treptow-Köpenick
Allendeweg 1, 12559 Berlin
Tel. (030) 6432 9776, 
Fax (030) 6432 9792
bezirk@dielinke-treptow-koepenick.de
Öffnungszeiten:
Montag 	 nach Vereinbarung,
Dienstag 	 10.00 –18.00 Uhr
Mittwoch 	 13.00 –16.00 Uhr
Donnerstag 	 10.00 –16.00 Uhr
Freitag 	 10.00 –13.00 Uhr

Wahlkreisbüro Carsten Schatz, MdA
Allendeweg 1, 12559 Berlin 
Tel. (030) 65940 800
Fax.( 030) 65940 801
buergerbuero@carsten-schatz.de 
Web: www.carsten-schatz.de
Öffnungszeiten:
Dienstag:            	 13.00–17.00 Uhr
Donnerstag:      	 13.00–18.00 Uhr
Freitag:               	                                                                                9.00–13.00 Uhr
und nach Vereinbarung.

Wahlkreisbüro Dr. Gregor Gysi, MdB
Brückenstraße 28, 12439 Berlin
Tel. (030) 63 22 43 57
Fax (030) 63 22 43 58
gregor.gysi@wk.bundestag.de
Sprechzeiten:
Montag 	 13.00–16.30 Uhr
Mittwoch 	 13.00–16.30 Uhr

Fraktion in der BVV
Rathaus Treptow, Raum 205
Neue Krugallee 4, 12435 Berlin
Tel. / Fax (030) 533 76 07
Telefon   (030) 902 97 41 61
mail@linksfraktion-treptow-koepenick.de
Sprechzeiten:
Montag 	 15.00–18.00 Uhr
Dienstag 	 12.00–17.00 Uhr
Donnerstag 	 15.00–18.00 Uhr
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www.dielinke-treptow-koepenick.de
Gemeinsam wollen wir die Stadt gestal­
ten. Das ist eine klare Kampfansage ge­
gen den Politikstil, den SPD und CDU in 
den vergangenen Jahren gepflegt ha­
ben. Statt Entscheidungen über die 
Köpfe der Menschen hinweg zu treffen, 
wollen wir gemeinsam getragene Lö­
sungen finden. Wir wollen Bürgerbeteili­
gung und direkte Demokratie wieder 
stark machen. 
Bunt wie Berlin ist, soll es auch bleiben 
– und zwar überall. Wir wollen keine Kie­
ze, in denen sich Reichtum oder Armut 
ballen. Deshalb wollen wir die kommu­
nalen Wohnungsbaugesellschaften stär­
ken und auf eine soziale Mietenpolitik 
verpflichten. Wir wollen, dass die Men­
schen, die zu uns geflohen sind, hier gut 
integriert werden, statt in Massenunter­
künfte oder Armutsquartiere abgescho­
ben zu werden. Nur so kann Zuwande­
rung zu einem Gewinn für uns alle 
werden und lassen sich Konflikte im 
Zusammenleben vernünftig und fried­
lich regeln.
Und besser muss sehr vieles werden in 
Berlin. Wir wollen nicht nur ein paar 
Euro hier und ein paar Stellen dort, um 
den schlimmsten Verfall in der Stadt zu 

übertünchen. Wir wollen strategisch 
und planmäßig in die öffentliche Infra­
struktur und in den Öffentlichen Dienst 
investieren. Wir wollen die Energienetze 
rekommunalisieren und öffentliche 
Grünzonen erhalten. Wir wollen Armut 
und prekäre Beschäftigung wieder wirk­
sam bekämpfen. Denn DIE LINKE ist 
und bleibt die Partei der sozialen Ge­
rechtigkeit.
Unsere Forderungen sind kein Katalog 
frommer Wünsche, sondern konkret 
umsetzbare Maßnahmen. Eine Stimme 
für DIE LINKE ist deshalb mehr als Pro­
test gegen die soziale Spaltung der 
Stadt. Es ist eine Stimme, die reale Ver­
besserungen bewirken kann für die vie­
len Menschen, die sozial benachteiligt 
sind und sich jeden Tierpark-, Kino- oder 
Restaurantbesuch dreimal überlegen 
müssen. Aber auch für die, die trotz 
Vollzeitjob heute um ihre Wohnung und 
morgen um ihre Rente fürchten müssen. 
Und nicht zuletzt ist eine Stimme für DIE 
LINKE eine Stimme gegen Rassismus 
und Menschenfeindlichkeit, für eine so­
lidarische Gesellschaft.

   Klaus Lederer, 
Vorsitzender DIE LINKE Berlin.

Stimme für Veränderung
Aus dem Wahlaufruf des Landesvorsitzenden

Bürgersprechstunden 
Carsten Schatz, MdA
Mi, 4. Mai 2016, Bürgerhaus Grünau
Mittwoch, 18. Mai 2016, Alt-Treptow, 
Café Provinz
Mi, 1. Juni 2016, Johannisthal, 
Café Nass 
Mi, 15. Juni 2016, Spindlersfeld, 
Campus Kiezspindel 
Mi, 29. Juni 2016, Friedrichshagen, 
Chocolat - der Schokoladen/Café
Mi, 13. Juli 2016, 
Dorfklub Müggelheim
jeweils 17 bis 19 Uhr

Sommertour Carsten Schatz
Montag, 29. August 
15–17 Uhr  Park Center Alt-Treptow
Dienstag, 30. August 
15–17 Uhr  Zentrum Schöneweide
Mittwoch, 31. August
11–13 Uhr Marktplatz 
Friedrichshagen
Donnerstag, 1. September
15–17 Uhr Forum Köpenick
Freitag, 2. September
11–13 Uhr Allendecenter
Sonnabend, 3. September
9–12 Uhr Marktplatz Friedrichshagen

Gregor Gysi mit den 
Direktkandidaten im Wahlkreis 
unterwegs:
Di 24. Mai –18 Uhr Bürgerforum
im Rathaus Friedrichshagen
Wahlkreis 5 mit Carsten Schatz
Di  7. Juni –18 Uhr Bürgerforum in der 
Mittelpunktbibliothek Schöneweide 
Wahlkreis 2 mit Philipp Wohlfeil 
Di   12. Juli
Wahlkreis 1 mit Katalin Gennburg
Di   2. August
Wahlkreis 5 mit Stefanie Fuchs
Di   13. September 
Wahlkreis 3 mit Heike Kappel

Bürgersprechstunden  
Bezirksstadtrat Gernot Klemm
Dienstag, 03. Mai 2016
Dienstag, 14. Juni 2016 
Dienstag, 12. Juli 2016
Dienstag, 02. August 2016
jeweils von 16 bis 17:30 Uhr
Hans-Schmidt-Str. 18, 12489 Berlin, 
Raum 212,  Anmeldung telefonisch 
unter (030) 90297-6100

Bürgersprechstunden  
Bezirksstadtrat Michael Grunst
Dienstag, 10. Mai 2016 (in der JFE 
Würfel, in der Alfred-Randt-Str. )
Dienstag, 07. Juni 2016
Dienstag, 05. Juli 2016
Dienstag, 02. August 2016
Dienstag, 06. September 2016
jeweils von 15:30 bis 17 Uhr
Zum Großen Windkanal 4, 
12489 Berlin, Haus 9, Zi. 122A
Anmeldung telefonisch unter 
(030) 90297-3261

	 1           	 Gernot Klemm
	 2           	 Sandra Obermeyer
	 3           	 Petra Reichardt
	 4           	 Philipp Wohlfeil
	 5           	 Karin Kant
	 6           	 Ernst Welters
	 7           	 Monika Belz
	 8           	 André Schubert
	 9           	 Monika Brännström
10         		 Tino Oestreich
11        	 	 Heike Kappel

	12         	 Johann Eberlein
	13         	 Edith Karge
	14         	 Christian Kerntopf
	15         	Marina Borkenhagen
	16         	Uwe Doering
	17         	 Stefanie Fuchs
	18         	 Norbert Pewestorff
	19         	 Antja Stantien
	20         	 Volker Schröder
	21         	 Sonja Sziborra
	22         	 Guido Brendgens

	23         	 Antje Jakupi
	24         	 André Harbarth
	25         	 Anja Boensch
	26         	 Frank Wendler
	27         	 Ilona Addis
	28         	 Alexa Steindorf-Aust
	29         	 Jana Oestreich
	30         	 Moritz Haake
	31         	 Olaf Liebig 

Sie kandidieren auf der Liste der LINKEN 
für die Bezirksverordnetenversammlung
Auf einer Versammlung von Vertreterinnen und Vertretern der Mitglieder des Be­
zirksverbands hat DIE LINKE am 9. April  für die Wahl der Bezirksverordnetenver­
sammlung am 18. September 31 Kandidatinnen und Kandidaten nominiert: 

(Die Direktkandidaten für die Wahlkreise finden Sie auf Seite 3)
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Wahlkampf kostet Geld. 
Unterstützen Sie unseren Wahlkampf 
durch eine Spende.
Empfänger: DIE LINKE Berlin  
IBAN: DE59100708480525607803  
BIC: DEUTDEDB110 Berliner Bank AG, 
Verwendungszweck: Für unser Treptow-
Köpenick, bitte Name, Vorname und 
Anschrift angeben



Weitere Informationen zu Terminen & Veranstaltungen im Internet: www.dielinke-treptow-koepenick.dewww
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Am 18. September finden die 
Wahlen zum Berliner Abgeord­
netenhaus und den 12 Bezirks­

verordnetenversammlungen statt. Sie 
geben den Berlinerinnen und Berlinern 
die Gelegenheit, endlich einen rot-
schwarzen Senat abzuwählen, der mehr 
durch gegenseitige Beschimpfungen 
und Lustlosigkeit als durch die Lösung 
der drängenden sozialen Probleme un­
serer Stadt in Erscheinung trat. 
Das Chaos um den BER und bei der 
Aufnahme und Unterbringung der 
Flüchtlinge, das Verschleppen wichtiger 
Entscheidungen über leistungsfähige 

Bürgerämter, über den Bau von bezahl­
baren Wohnungen, einer Rekommunali­
sierung des Strom- und Gasnetzes sind 
einer Hauptstadt nicht würdig.
Fünf Jahre SPD und Union sind wirklich 
genug. Wir brauchen dringend einen 
Politikwechsel in dieser Stadt für alle 
Bürgerinnen und Bürger. Das geht ge­
rade mit der Linken. Wir brauchen be­
zahlbare Wohnungen und vor allem 
mehr Investitionen in den sozialen Woh­
nungsbau. Wenn Berlin wächst, muss 
auch der Wohnraum wachsen. Wir brau­
chen dringend Investitionen in Bildung, 
neue Kitaplätze, neue Schulen, mehr 

Erzieherinnen und Erzieher, Lehrerinnen 
und Lehrer.
Unsere Infrastruktur ist marode, Berlin 
lebt von der Substanz. Unser Gesund­
heitswesen muss funktionsfähig blei­
ben, wir brauchen mehr Schwimm­
bäder, eine Investitionsoffensive im 
Öffentlichen Dienst für eine bessere 
personelle Ausstattung der Bürgeräm­
ter, für mehr Polizistinnen und Polizis­
ten, für eine wirksame Integration der 
Flüchtlinge in unserer Stadt. 
Die Zukunft Berlins sollte maßgeblich 
von den Bürgerinnen und Bürgern mit­
gestaltet werden, durch die Erleichte­
rung von Volksentscheiden und den 
Ausbau von Möglichkeiten der Mitbe­
stimmung in den Bezirken.
Die Linke steht für ein soziales, ökologi­

sches, kulturelles, wissenschaftlich und 
wirtschaftlich starkes, für ein offenes 
und tolerantes Berlin. Dafür sind wir 
auch bereit und fähig, politische Verant­
wortung für unsere Stadt zu überneh­
men.
Meine erste Bitte an Sie: Gehen Sie 
wählen. Wer nicht wählt, lässt zu, dass 
andere für Sie mitentscheiden.
Meine zweite Bitte: Lassen Sie die rech­
ten Parteien ganz rechts liegen.
Und meine letzte Bitte: Sorgen Sie mit 
Ihrer Erst- und 
Zweitstimme für 
DIE LINKE für ei­
nen Politikwech­
sel in Berlin.

Dr. Gregor Gysi

Gysi meint ...

Erst- und Zweitstimme für DIE LINKE

natürlich gewinnen Sie alle, wenn 
möglichst viele von Ihnen am 18. Sep
tember DIE LINKE wählen. Um die 
Zeit bis dahin zu überbrücken, haben 
wir hier für Sie ein Kreuzworträtsel 
vorbereitet, bei dem Sie einige tolle 
Preise gewinnen können. Die Redak-
tion wünscht Ihnen viel Spaß und 
viel Glück.

Gewinnen können Sie:

Tolle PreiseDas blättchen-Preisausschreiben zur Berlinwahl 2016
Liebe Leserinnen und Leser des blättchen Treptow-Köpenick,

Den Lösungssatz schicken Sie uns bitte bis spätestens 31. August 2016 entweder per Postkarte oder Brief an DIE LINKE, 
Allendeweg 1, 12559 Berlin oder per e-mail mit dem Betreff „Rätsel“ an bezirk@dielinke-treptow-koepenick.de. Bitte 
geben Sie zusätzlich zum Lösungssatz an, welcher der drei Preise Ihnen besonders zusagen würde.  Und schreiben Sie 
Ihre Adresse und ggf. Telefonnummer dazu, damit wir Sie im Gewinnfall verständigen können. 

Einen Gutschein 

in Höhe von 300 Euro 

einzulösen 

beim „Fahrradhaus 

Schöneweide“

� Ein Abendessen für zwei Personen mit dem Bundestags­abgeordneten Gregor Gysi

� Eine Fahrt zum 

Europäischen 

Parlament 

in Brüssel für zwei 

Personen im Jahr 

2017

Die Gewinner werden nach der Ziehung 
benachrichtigt, Der Rechtsweg ist aus-
geschlossen.


